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treter des Kreisvorstandes des FDGB, des Kreisausschusses 
der Nationalen Front, der Arbeitschutzinspektion, der Tech­
nischen Überwachung, des Kreiskomitees der ABI, der 
Sicherheits- und Justizorgane sowie anderer Kontrollorgane 
einzubeziehen. Wird die beantragte Auszeichnung befürwor­
tet, entscheidet der Rat des Kredses/der Stadt in Überein­
stimmung mit dem Sekretariat des Kreisvorstandes des FDGB 
bzw. dem Sekretariat des Kreisausschusses der Nationalen 
Front der DDR über die Auszeichnung. Erfolgt im Ergebnis 
der Prüfung eine Ablehnung der Auszeichnung, sind die 
Gründe dem Antragsteller in einer Aussprache mitzuteileh, 
und es ist Unterstützung für die weitere Erfüllung zu gewähr­
leisten.

Grundlage für die Auszeichnung als „Bereich der vorbild­
lichen Ordnung und Sicherheit“ bildet der Beschluß des Ra­
tes des Kreises/der Stadt. Dazu wird eine gemeinsame Ur­
kunde des Rates des Kreises/der Stadt und des Sekretariats 
des Kreisvorstandes des FDGB bzw. Kreisausschusses der 
Nationalen Front der DDR überreicht. Die Auszeichnung gilt 
für die Dauer von 2 Jahren. In dieser Zeit ist der Bereich 
berechtigt, die Bezeichnung „Bereich der vorbildlichen Ord­
nung und Sicherheit“ öffentlich -zu führen. Die Auszeichnung 
ist nach Ablauf von 2 Jahren zu verteidigen. Bei Nichtvertei­
digung erlischt das Recht auf Führen der Anerkennung.

Die Ordnung sieht auch vor, auf Beschluß des Rates des 
Kreises und des Sekretariats des Kreisvorstandes des FDGB

bzw. des Kreisausschusses der Nationalen Front die Auszeich­
nung abzuerkennen in Fällen, wo es zu groben Verletzungen 
der sozialistischen Gesetzlichkeit kommt bzw. die geforderten 
Kriterien nicht mehr eingehalten werden. In diesen Fäl­
len sind die Werktätigen der Betriebe bzw. die Bürger der 
Wohngebiete über die Gründe der Aberkennung zu infor­
mieren.

*

Der Beschluß des Bezirkstage Karl-Marx-Stadt verdeutlicht 
die gewachsene Verantwortung der örtlichen Volksvertretun­
gen für den allseitigen Schutz der Staats- und Gesellschafts­
ordnung, des sozialistischen Eigentums und der Rechte der 
Bürger, für die Entwicklung eines hohen Staats- und Rechts­
bewußtseins und für die strikte Wahrung der Gesetzlich­
keit, Ordnung und Sicherheit im Territorium. Er zeigt aber 
auch — und das ganz im Sinne des neuen Gesetzes über die 
örtlichen Volksvertretungen — wie seine Realisierung aus 
der Sicht eines Bezirkstags und des Rates des Bezirks zu or­
ganisieren ist

Erfahrungen des Kreises Annaberg besagen, daß eine 
wichtige Seite darin bestehen muß, die Rechtsfragen insge­
samt fest in alle Leitungs- und Tätigkeitsprozesse einzuord­
nen und eine straffe Kontrolle der Durchführung zu organi­
sieren. Und auch das wurde von der Volksvertretung in Karl- 
Marx-Stadt beschlossen.
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In den letzten Jahren sind Fragen der Qualifizierung, der 
Weiterbildung und Erziehung der Mitarbeiter des Bereichs 
des Ministeriums der Justiz der Slowakischen Sozialistischen 
Republik (SSR) in den Vordergrund gerückt worden. .

Neue Anforderungen und objektive Veränderungen in 
den äußeren und inneren Bedingungen der Tätigkeit der 
Justiz erforderten, ein einheitliches System der Bildung und 
Erziehung der Mitarbeiter zu schaffen. Im Schwerpunkt 
wurde von kurzfristigen, zweckbestimmten und seminari­
stischen Formen (die hauptsächlich auf die fachliche sowie auf 
die aktuell-politische Problematik ausgerichtet waren) zu 
langfristigen Formen übergegangen, die wechselseitig ver­
bunden sind und sich ergänzen. In der Mehrzahl stellen sie 
die Qualifikationsvoraussetzungen für die Ausübung der 
Funktion dar.

Diese Formen sind in dem auf gebauten einheitlichen Wei­
terbildungssystem konzentriert und spezifiziert. Es wird or­
ganisatorisch auf drei Wegen verwirklicht: über die zen­
tral organisierte Bildung und Erziehung, die das Ministe­
rium durch eine spezifische Bildungseinrichtung realisiert 
(Institut für Weiterbildung der Mitarbeiter des Bereichs des 
Ministeriums der Justiz der SSR — im folgenden nur Insti­
tut genannt), die von den einzelnen Bezirksgerichten orga­
nisierte Bildung und Erziehung und die Bildungs- und Er­
ziehungsarbeit der Kreisgerichte. Dabei gewährleistet das 
einheitliche System die unmittelbare Verbindung dieser drei 
Komponenten. . '

Vorbereitungszeit der Richter und Notare — 
Qualifizierung der dienstjungen Kader

Die zentralgeleitete Bildung und Erziehung ist insbesondere 
auf die Vorbereitung der Richter und Staatlichen Notare auf 
ihre Tätigkeit ausgerichtet. Ihre Grundlage sind die lang­
fristigen Formen der Ausbildung, die mit einer Überprüfung 
der politischen und fachlichen Eignung verbunden sind. Cha­
rakteristisch ist das folgerichtige und schrittweise Vorgehen 
sowie die enge wechselseitige Verflechtung der verschiede­
nen Aüsbildungsabschnitte, die den Prozeß der beruflichen 
Entwicklung der Mitarbeiter berücksichtigen. Damit trägt die 
zentralgeleitete Bildung und Erziehung wesentlich zur Er­

höhung des Niveaus und zur Vereinheitlichung der gericht­
lichen und notariellen Praxis sowie zur Herausbildung des 
politisch-moralischen Profils der Mitarbeiter des Bereichs 
bei.

Die praktische Ausbildung und die politisch-ideologische 
Erziehung der Richter und Notare beginnt mit der Vorbe­
reitung der Justiz, und Notariatsanwärter — in der Mehr­
zahl Absolventen der juristischen Fakultäten — auf die Justiz­
fachprüfung (erste Justizfachprüfung). Die Vorbereitung auf 
diese Fachprüfung dauert für Justizanwärter in der Regel 
drei Jahre und für Notariatsanwärter zwei Jahre. Sie wird 
von den Bezirksgerichten im Zusammenwirken mit dem In­
stitut organisiert. Im Verlauf ihrer praktischen Arbeit wer­
den die Anwärter ausgewählten Kreisgerichten und Nota­
riaten zugeteilt, bei denen die Voraussetzungen für eine qua­
lifizierte Vorbereitung (insbesondere kadermäßig) gegeben 
sind. Dabei wird darauf geachtet, daß die Anwärter die prak­
tische Ausbildung möglichst bei den Gerichten und Staat­
lichen Notariaten erhalten, bei denen sie später arbeiten 
werden.

Die Vorbereitung auf die erste Justizfachprüfung wird 
unter Berücksichtigung des späteren Einsatzziels des An­
wärters konzipiert; im Grundsätzlichen handelt es sich aber 
um eine komplexe Ausbildung. In ihrem Rahmen werden 
die Justiz- und Notariatsanwärter mit der Organisation des 
Gerichts sowie mit der Tätigkeit der einzelnen Verantwor­
tungsbereiche vertraut gemacht. Sie vertiefen ihre theore­
tischen Kenntnisse durch unmittelbare Anwendung des Rechts 
auf konkrete Fälle und erwerben Erfahrungen, wie eine ge­
richtliche Verhandlung geführt wird. Bestandteil der Aus­
bildung und Erziehung der Justizanwärter ist ihre Teilnahme 
an den Verhandlungen sowie die selbständige Ausarbeitung 
von Entwürfen gerichtlicher Entscheidungen. Entsprechend 
ist die praktische Ausbildung der Notariatsanwärter organi­
siert. Einen selbständigen Bestandteil der Vorbereitung auf 
die erste Justizfachprüfung bildet die Einbeziehung der An­
wärter in das politische Studium, das für Richter eingerich­
tet ist.

Die individuelle Vorbereitung der Anwärter und ihre 
praktische Arbeit in den einzelnen Ausbildungsphasen wer­
den durch ein gemeinsames Studium in Gestalt von Kursen, 
Lehrgängen und Praxisübungen ergänzt. Diese Bildungs­
maßnahme organisieren die Bezirksgerichte und das Institut. 
Die politische und fachliche Vorbereitung der Justiz- sowie 
Notariatsanwärter schließt mit der Ablegung der Justizfach­
prüfung ab, die eine gesetzliche Voraussetzung für die Wahl 
als Richter bzw. für die Berufung als Staatlicher Notar ist. 
Die Prüfungskommission ernennt der Minister aus den Rei­
hen der leitenden Mitarbeiter des Ministeriums und des Ober­
sten Gerichts.

Die Weiterbildung der dienstjungen Richter und Notare 
(mit 3- bis 5jähriger Praxis) organisiert das Institut. In einem


